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Etikettenschwindel 
 

America first, EU zuerst, Deutschland zuerst … 
 

Und bei uns … 
 

 

  
 

… sind sie 

Für Österreich? Nein! 
 

Das Ende vom Lied lautet in Wirklichkeit mehr denn je:  
 

Wirtschaften in die eigene Tasche 
&  

Unternehmerprofite zuerst 
 

Mehr dazu auf den folgenden Seiten 



Bundeskanzler Kerns „Plan A“ 
bzw. das neue Regierungsab-
kommen“ versprechen Verbes-
serungen. Für wen? 
Die Regierung soll endlich 
arbeiten, verbreiten die sich selbst 
gerne als Qualitätsmedien be-
zeichnenden Zeitungen und TV-
Sender. Sie tun seit Jahren so, als 
ginge in der Regierung nichts 
weiter.   
Das Gegenteil ist der Fall. Erst im 
Herbst wurde das letzte „Spar-
budget“ von Finanzminister Schel-
ling in der Regierung beschlossen. 
„Stillstand“ heißt für die Medien, 
wenn gerade nichts gegen die 
Arbeitenden unternommen wird, 
„Arbeiten“ heißt für sie, dass 
weitere Belastungen für die 
arbeitenden Menschen umgesetzt 
werden. So wie eben jetzt eben von 
Kern, Mitterlehner und Schelling 
angekündigt und wärmstens von 
Wirtschaftskammer und Industrie-
ellenvereinigung begrüßt wurde. 
So schauen die Eckpfeiler aus:  
12-Stunden-Tag – länger arbeiten, 
weniger Geld / Arbeitsplatzabbau 
und weitere Unternehmerge-
schenke und Handelsfreiheiten 
(CETA) / kaum Lehrstellen / wei-
tere Verschärfungen für Arbeits-
lose und Asylwerber, Sozialver-
sicherungskürzungen für Gering-
verdiener / Aufhebung des Kündi-
gungsschutzes für Ältere, dafür 
Almosenjobs / Abschaffung des 
freien Uni-Zugangs / Studien-
gebühren / immer weniger Steuern 
für die Reichen / immer mehr 
Erleichterungen für Unter-nehmer 
wie Investitionsförderung oder 
„Beschäftigungsbonus“ / Tarif- 
und Preissteigerungen für die 
Masse / enorme Aufrüstung von 
Polizei und Militär auf unsere 
Kosten und vieles mehr … 
 

ARBEITSZEIT-
FLEXIBILISIERUNG              

Die nun geplante (Arbeitszeit)-
Flexibilisierung will den jetzt noch 
angestellten Beschäftigten weitere 
Lohn- und Gehaltseinbußen zumu-
ten. AK-Präsident Rudi Kaske 
befürchtet zurecht, dass durch das 

Wirtschaftskammer-Modell 12-
60-2“ (12-Std.-Tag, 60 Std.-
Woche,  2 Jahre Durchrechnung) 
Österreichs Beschäftigten von der 
Wirtschaft weitere bis zu 1,5 
Milliarden Euro jährlich entzogen 
werden, weil die Überstundenzu-
schläge mehr oder weniger 
wegfallen sollen. Schon jetzt 
werden von den jährlich ca. 250 
Millionen geleisteten Überstunden 
rund 50 Millionen nicht bezahlt. 
Wirtschaftskammer-Chef Chris-
toph Leitl bestätigt die Befürch-
tung der AK indirekt, da  e r   bei 
den Beschäftigten lieber Zeit statt 
Geld am Konto sehen will. Ob bei 
dieser „Arbeiten-auf-Abruf-Flexi-
bilisierung“ (KAPOVAZ) Arbeits-
plätze gehalten oder gar hinzu-
kommen werden, ist stark zu 
bezweifeln. Eher ist das Gegenteil 
zu erwarten: Warum soll ein 
Unternehmer zusätzliches Perso-
nal einstellen, wenn das ange-
stammte bei Auftragsspitzen 
sowieso länger zur Verfügung 
stehen soll? 
 

 
Das wollen Unternehmer, ÖVP, Wirt-
schaftskammer, Industriellenvereinigung, 
– und die SPÖVP-Kern-Regierung hat 
diesen Auftrag an die „Sozialpartner“ zur 
Verhandlung frei-gegeben. 
 

 

Gewerkschaften und AK lehnen 
klarerweise die Nichtbezahlung von 
Überstunden ab. Gleichzeitig bie-
dern sie sich an die Wirtschaft an 
indem sie sagen, die Kollektiv-
verträge bieten schon jetzt genug 
Möglichkeiten zur Flexibilisierung 
(was leider stimmt). Sie sind auch 
nur dagegen, dass ein 12-Stunden-
Tag zur Regel wird. So sagte GPA-
djp-Vorsitzender Wolfgang Katzian 
auf der Pressekonferenz zu den „All-
In-Verträgen am 14./15.2. 2017 nur: 

„Flexible Arbeitszeit: 12-Stunden-
Regelarbeit nicht mit uns.“ Sonst 
schon? Und erst recht im Abtausch 
mit einer 6. Urlaubswoche, wie das 
schon seit einigen Jahren den 
Unternehmern angeboten wird? 
Viele BetriebsrätInnen und Funktio-
näInnen der GPA-djp und auch 
anderer Gewerkschaften sind jeden-
falls dagegen, das Tor aufzumachen 
und haben dies in Resolutionen und 
auf Unterschriftenlisten bereits zum 
Ausdruck gebracht.  
(Siehe dazu die Unterschriftenliste 
auf Seite 3 dieser Zeitung – bitte 
kopieren, weiterverbreiten und an 
uns retour schicken). 

 

Kämpfen statt verhandeln! 
Doch die Gewerkschaften wollen 
verhandeln statt kämpfen. Was ist 
mit der Forderung nach Arbeits-
zeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Gehaltsausgleich? Wenn das 
überhaupt in den Mund genommen 
wird, dann ist es ein bloßes Lippen-
bekenntnis: Denn wenn dieser 12-
Stunden-Flexibilisierung auf die 
eine oder andere Art und Weise 
zugestimmt wird, ist der Arbeitneh-
merschutz massiv beschädigt. Soll 
etwa Arbeiten auf Abruf als Arbeits-
zeitverkürzung verkauft werden? 
Auch wenn die jetzt schon von den 
Firmen oft umgangene Über-
stundenzahlung bleibt, bleiben die 
gesundheitlichen, sozialen und 
familiären Folgen.  
 

MINDESTLOHN 1.500 EURO 
Dass noch immer rund 385.000 
Beschäftigte weniger bekommen, ist 
ein unhaltbarer Skandal. Trotzdem 
soll es noch bis 2018 dauern, bis das 
kommt – inzwischen ist nochmals 
alles teurer geworden. Da sind selbst 
die von AK und Gewerkschaften 
geforderten 1.700 Euro Mindestlohn 
ein Hohn. 
 

BESCHÄFTIGUNGSAKTION  
Die Bundesregierung will für über 
50-jährige langzeitarbeitslose Men-
schen 20.000 Arbeitsplätze pro Jahr 
schaffen bzw. fördern. Die Beschäf-
tigungsaktion 20.000 startet im Juli  
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                           Mogelpackung 

 
Fortsetzung von Seite 2 
 
2017 in Form von Pilotprojekten. 
Zur Finanzierung werden für den 
gesamten Zeitraum der Aktion 
zusätzlich 200 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. 
 

Das bedeutet: „Ältere sollen in 
20.000 pro Jahr zu schaffende 
gemeinnützige Zwangsarbeits-
stellen bei Gemeinden und ver-
meintlich gemeinnützigen Trä-
gervereinen und Unternehmen 
gezwungen werden, wo nicht nur 
erfahrene Menschen mit einer 
sittenwidrig niedrigen Pauschal-
entlohnung abgespeist werden, 
sondern über „Coachingmaßnah-
men“ überwacht werden sollen“, 
analysiert die Arbeitsloseniniti-
ative „Aktive Arbeitslose“. 

 
BESCHÄFTIGUNGS- 

BONUS?  
 

„Nach der schrittweisen Senkung 
der Lohnnebenkosten im Ausmaß 
von  1  Milliarde  Euro  werden  die 
Lohnnebenkosten noch einmal ge-
senkt. Dazu wird ein Beschäfti-
gungsbonus für die Schaffung zu-
sätzlicher Arbeitsplätze eingeführt. 
Für jeden zusätzlich geschaffenen 
Arbeitsplatz (Vollzeitäquivalent) – 
beginnend mit Juli 2017 – werden 
den Unternehmen in den nächsten 3 
Jahren 50 %  der Lohnnebenkosten 
erstattet. Dies gilt für jene Beschäf-
tigte, die der Kommunalsteuerpflicht 
unterliegen“, so der Regierungstext. 

 

Rund 2 Milliarden Euro sind dafür. 
vorgesehen. Mit der Investitionsför-
derung, die zu weiteren Rationali-
sierungen, also Arbeitsplatzabbau,  
führen wird, erhält die Wirtschaft ca. 
2,5 Milliarden Euro.  
 

In Wirklichkeit handelt es sich beim 
„Beschäftigungsbonus“ um einen 
Bonus für Unternehmer nicht für 
Arbeitende.  
1,7 Millionen arbeitende Menschen 
sind 1 x im Jahr arbeitslos, suchen 
neue Arbeit, wechseln den Job. 
Dieser Zustand lädt Firmen direkt 
dazu ein, Menschen zu kündigen und 
neue aufzunehmen und dafür den 
„Beschäftigungs“-Bonus zu kassie-
ren.  
Zudem wird der Kündigungsschutz 
für über 50ig-jährige gelockert und 
das Arbeitsinspektorat „moderni-
siert“, d.h. noch mehr ausgedünnt. 
Das nennt die Regierung „Entbüro-
kratisieung“.  
Die Wirtschaft jubelt und diejenigen, 
die keinen Job  mehr finden kommen 
dann ins Ausgedinge der „Beschäfti- 
gungsaktion 20.000.“  
 

 

UMVERTEILUNG: 
 AUS DEM SOZIALSYSTEM  
ZU DEN UNTERNEHMERN 

 

Diese „Lohnnebenkostsenkung“ 
untergräbt das Sozialsystem. Lohn-
nebenkosten sind eigentlich Lohn- 
bzw. Gehaltsbestandteil, den die Un-
ternehmer einbehalten und für diver-
se gesamtstaatliche Zwecke (z.B. 

Kommunalsteuer, Familienlasten-
ausgleichsfonds, Sozialversicherung 
usw. abführen müssen.  
Erarbeitet wird dies alles von uns 
selbst. Wenn jetzt die Unternehmer 
eine Lohnnebenkostensenkung be-
kommen, dann geht das letztlich der 
Allge-meinheit ab.  
Die Unternehmer bekommen so mit 
unserem Geld vom Staat billig 
Arbeitsplätze finanziert. Wir dürfen 
froh sein, einen so „geschaffenen“ 
Billig-Job zu bekommen. Hinten 
nach ist aber dann immer weniger 
Geld in den öffentlichen Kassen. Die 
Folge: wir müssen erst recht über 
Selbstbehalte etc. mit dem immer 
wenigeren Gehalt immer mehr für 
etwas bezahlen, das früher selbst-
verständlich öffentliche oder soziale 
Aufgabe bzw. Dienstleistung war. 
Die Unternehmer bekommen 50 % 
der „Lohnnebenkosten“ geschenkt, 
wir bestenfalls einen schlecht(er) 
bezahlen Job. Die Differenz, also der 
Gewinn daraus, wandert in die 
Taschen der Privatunternehmer und 
Konzerne. 
Kurzum: Ein modernes Schlaraf-
fenland für Unternehmer, eine 
Spirale nach unten für die Masse der 
Bevölkerung. 
Immer weniger Menschen haben 
oder bekommen einen Vollzeitjob. 
Schon über 1 Million Menschen 
arbeiten „atypisch“: Teilzeit, gering-
fügig, prekär als neue Selbständige 
oder freie Dienstnehmer.  
In Österreich leben über 1 Million an 
oder unter der Armutsgrenze. Sie 
bekommen entweder so wenig für 
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ihre Arbeit bezahlt oder sind schon 
arbeitslos, sodass es sich selbst für 
die einfachen Lebenshaltungskosen 
nicht mehr ausgeht. 
 

WOHNBAUPAKET 
 

Sozialer Wohnbau wird 
Profiteuren geöffnet 

 

Wohnen wird immer teurer, ist 
insbesondere für junge Menschen 
nicht mehr leistbar. Der Grund ist, 
dass die öffentliche Hand hier immer 
weniger steuernd eingegriffen hat. 
Jetzt sieht das Regierungsprogramm 
aber nicht die Eindämmung der 
Privaten, sondern die Öffnung der 
des sozialem Wohnbaus für private 
Investoren (Versicherungen, Pensi-
onsfonds) vor. Und die gemein-
nützigen Wohnbauträger dürfen in 
Zukunft sogar Anteile gewinn-
bringend verkaufen. Das heißt, dem 
Ausverkauf und der Privatisierung 
von sozialen Wohnbauträgern von 
Gemeinden und Kommunen (die ja 
meistens Geld brauchen) steht nichts 

mehr im Wege. Banken und 
Versicherungen reiben sich schon 
die Hände, sehen neue Profit- und 
Spekulationsmöglichkeiten. Und das 
im sozialen Wohnbau! 
 

„SICHERHEITS“-PAKET 
 

Sicherheit der Vorwand, 
Überwachung und 

Militarisierung der gesamten 
Bevölkerung das Ziel 

 

Es Umfasst fast ein Viertel des 
gesamten Programms und hat es in 
sich. Ganz deutlich zeigt sich hier, 
das die SPÖVP-Regierung inhaltlich 
überhaupt keine Berührungsängste 
mehr mit FP-Strache hat, ihn 
zunehmend rechts überholt. Strache 
beklagt schon, dass die Regierung 
der FP ihre Ideen stehle.  
Innenminister Sobotka und Verteidi-
gungsminister Doskozil dürfen im 
Namen von „Sicherheit“ und 
„Schutz“ immer mehr Überwachung  
 

installieren bzw. teures Gerät 
kaufen, z.B. Radpanzer fürs Militär. 
 „Die Regierung setzt auf Über-
wachungsstaat und Kriminali-
sierung der Unterschicht:  
Ausweispflicht für Handywertkar-
ten, Erfassung der Daten von Rei-
senden mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln, Überwachung des Privat-
verkehrs durch Erfassung von Fahr-
zeugkenzeichen auf Autobahnen, 
dem weiteren Ausbau und Zugriff 
der Polizei auch auf private 
Videoüberwachung, wo technisch 
möglich sogar mit Echtzeitstreaming 
und der Überwachung der gesamten 
Internetkommunikation, als wenn 
die viel beschworenen Terroristen 
sich vor den in Europa sehr seltenen 
Anschlägen anmelden würden und 
elektronische Kommunikation nicht 
verschlüsseln oder tarnen würden! 
Jedenfalls gab es bislang noch 
keinen Versuch den Über-
wachungsstaat derart massiv auszu-
bauen!“ (Aktive Arbeitslose).  

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
 

CETA-Volksbegehren 
 

562.552  
Unterschriften gegen  

TTIP, CETA & Co 
 

Schallende Ohrfeige für Regierung, Opposition und  
Bundespräsident. Achtung vor Vereinnahmung!  

 
Von der SPÖ-Basis, von SPÖ-
Bürgermeistern, wurde im Som-
mer 2016 ohne jeglicher medialer 
oder politischer Unterstützung 
von den etablierten Regierungs- 
und Oppositionsparteien mit 
sensationellen 40.000 Unterstüt-
zungserklärungen ein Volksbe-
gehren in Gang gesetzt.  
 

Das Ergebnis:  
 

562.552 Unterschriften! 
 
Im Herbst 2016 wollte der sich gerne 
als „links“ gebende Kanzler Kern 

dem sich abzeichnenden Anti-
CETA-TTIP-TiSA-Volksbegehren 
„seiner“ Basis den Wind aus den 
Segeln nehmen und selbst aktiv 
werden. So ließ er die SPÖ-
Mitglieder zu CETA online befra-
gen, um sich ein „starkes Ver-
handlungsmandat“ zu holen. Damals 
hatten 80% der ca. 20.000 
TeilnehmerInnen NEIN zu CETA 
gesagt. Die SPÖ-Spitze hatte die 
Befragung nicht groß propagiert und 
scheinbar kein Interesse an einer 
großen Teilnahme. Auch in der 
Fragestellung ließ Kanzler Kern 
alles offen. Hauptsache war, sich als 

„kritisch“ zu positionieren und dann 
machen zu können was dem 
Großkapital dient.  
 

So begründete dann Kanzler Kern 
sein JA zu CETA mit einem 
Zusatztext zum CETA-Abkommen. 
Damit seien die Bedenken der 
österreichischen Bevölkerung aus-
geräumt, so der Kanzler. Insgesamt 
hoffte er, so das CETA-Thema vom 
Tisch zu haben und die inter-
nationalen Konzerne, ihre globalen 
Profite abgesichert zu haben. 
Schluss der Debatte war angesagt. 
Noch in der Unterzeichnungswoche 
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erkläre der Neo-Bundespräsident 
Van der Bellen zwei Tage nach 
seiner Angelobung entgegen seinem 
Wahlversprechen im ORF, dass er 
CETA voraussichtlich unterschrei-
ben werde.  
Doch die Volksbegehen-Initiatoren 
und die Bevölkerung machten dem 
vorerst einen Strich durch die 
Rechnung.  
 

Zudem zeigte ein von SPÖ-EU-
Parlaments-Abgeordneten in Auf-
trag gegebenes Gutachten zum 
CETA-Abkommen: dieser Zusatz-
text war und ist rechtlich nicht 
bindend. Nachdem die Tonangeben-
den in Regierung, Oppositions-
parteien und Sozialpartnerschafts-
spitzen, also nicht nur die 
Wirtschaftsspitzen, sondern auch die 
ÖGB-Oberen, die Initiative nicht 
mehr stoppen konnten, versuchten 
und versuchen sich alle möglichen 
Politeliten und Gruppen als die 
großen Anti-CETA-Unterstützer 
darzustellen. Publikumswirksam 
gingen auf einmal Strache und Hofer 
von der FP, Landeshauptmann 
Niessl von der SP oder Glawischnig 
von den Grünen unterschreiben. 
Niessl fordert jetzt vollmundig von 
Kanzlern Kern die Neuverhandlung 
von CETA, Strache und Glawischnig 
eine Volksabstimmung.  
 

Wo waren sie alle bis hin zu 
Greenpeace, Global 2000 oder Attac 
zu Beginn der Initiative der SPÖ-
Bürgermeister?  
 

So sagte etwa Greenpeace-Sprecher 
Egit, dass „er nicht mit diesem 
Erfolg des Volksbegehens gerechnet 
hat, aber eine Volksabstimmung fast 
zu spät käme“. Und was verlangt er? 
„Einen Gipfel mit der Regierung, bei 
dem geklärt werden soll, wie es 
weitergeht“ (in „Österreich“, 1. 2. 
2017). Wau! Also genauso 
Politblabla wie Niessl, Strache, 
Hofer, Glawischnig und Co. Reden, 
verhandeln, bla, bla, bla.  
 

Sie alle wollen nur im Namen des 
Volkes, z.B. wie: „die Regierung hat 
hart verhandelt“ oder: „die Oppo-
sition hat hart protestiert“, oder: „die 
Umweltaktivisten haben kräftig 
gefordert“, bloß ihre jeweils eigenen 
Interessen verfolgen. Das heißt, so 
tun, dass die Wähler oder die 
Spendengelder bei ihnen schon gut 
aufgehoben wären.  
 

Doch das Gegenteil ist der Fall. Jetzt 
geht es darum, sich von niemanden 
und nichts vereinnahmen zu lassen. 
Wenn es all die prominenten 
Unterstützer und Möchtegern-
prominenten ernst meinen, genügt es 
 

nicht, nur im Parlament oder in 
Interviews zu reden, sondern 
dagegen weiter zu mobilisieren. 
 

Das gilt erst recht für die 
Gewerkschaften! Kanzler Kern 
meinte ja vor der Eintragungswoche: 
„CETA seien die Giftzähne schon 
gezogen“. GPA-djp-Vorsitzender 
Katzian wiederum meinte nach dem 
VB-Ergebnis, „man müsse die 
Giftzähne erst ziehen“.  
 

Hm, das sagt uns zweierlei: wenn die 
Giftzähne so schnell nachwachsen, 
dann hat sich die hohe CETA-
Ablehnung durch die Bevölkerung 
erst recht als notwendig bestätigt. 
Wenn es für Katzian auch nur an den 
„Giftzähnen“ liegt, dann ist er im 
Prinzip für CETA und sein „Zeter 
und Mordio“ (Hilferuf) vielleicht gar 
nicht so nachhaltig wie es beim 
ersten Hinhören klingen mag. 
 

Hut ab hingegen vor den VB-
Initiatoren und den vielen ein-
fachen Unterstützern. Achtung 
vor den Vereinnahmern von allen 
Seiten, die jetzt beim „Sieg“ alle 
dabei gewesen sind, aber dann, 
wenn die Mühen der Ebene 
kommen, sich gerne in Luft 
auflösen … bis zum nächsten 
„wilden“ Protest. 

mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm 
 

Innenminister Sobotkas Vorstoß: 

Einschränkung der Demonstrationsfreiheit 
Demonstrationsrecht – ab in den Demo-Zoo? 

 
Es wär lustig, wenn’s nicht so traurig 
und gefährlich wäre, die von der 
Wirtschaft und von Innenminister 
Sobotka losgetretene Diskussion um 
die Einschränkung des Demons-
trationsrechts, weil durch über-
mäßiges Demonstrieren die Interes-
sen der „Kaufleute“ gestört würden. 
Störend haben die Unternehmer das 
Demonstrieren immer schon gefun-
nden. Deshalb mussten es sich die 
Arbeiter hart erkämpfen. Weil die 
arbeitenden Menschen eben keine 
Medien und keine Öffentlichkeit 
haben, sich auch keine kaufen 

können, müssen sie sich Gehör ver-
schaffen (dürfen). Wenn die Herren 
Ärzte, Lkw-Frächter, oder auch 
schon Kauflaute demonstrieren gin-
gen, war das nicht geschäftsstörend. 
Da sieht man woher der Wind weht. 
Normalsterblichen will man (vorläu-
fig noch) in bestimmte Demo-Zonen 
verbannen. Am besten mit fix 
installierten Überwachungskameras 
aber keinen Medien oder Passanten, 
die über die Anliegen erfahren.  
Am Anfang steht die Einschränkung, 
am Ende das Verbot des Demons-
trationsrechts, weil es den Regie-

renden und ihren kapitalistischen 
Hintermännern wegen der Profit-
sicherung nicht passt.  
 

Aber es passt ins Konzept der 
Militarisierung und der polizei-
staatlichen Aufrüstung nach innen. 
Die Herrschenden wissen genau, 
dass auf Dauer der Belastungsdruck 
zu viel für die Menschen wird.  
 

Um Demonstrationen und Rebelli-
onen vorzubeugen wird hoch-
gerüstet was das Zeug hält. Um 
unser Geld ist diesen Herren ihrer 
Sicherheit vor uns nichts zu teuer.  
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Kürzung der SVA-Zusatzversicherung 
 

Nur die Spitze eines 
Eisberges 
 
Für Selbständige gibt es aus der freiwilligen 
Zusatzversicherung Krankengeld ab dem 4. Tag, 
dessen Höhe ist von der Beitragsgrundlage 
abhängig. Mit Jahresbeginn kürzte die zuständige 
gewerbliche Sozialveriscerung (SVA) den 
Mindestsatz radikal, betroffen sind vor allem 
PflegerInnen.  
 
Den Beschluss dazu fassten alle politischen Fraktionen 
in der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft (SVA) einstimmig: der Mindestsatz für das 
Krankengeld wurde von 29,23 Euro auf 8,41 Euro pro 
Tag gekürzt. Betroffen sind 30.000 der zirka 400.000 
aktiven SVA-Versicherten. Als zu teuer begründete 
Wirtschaftskammer-Präsident und SVA-Obmann 
Christoph Leitl die Entscheidung. Die Wirkung ist 
katastrophal. Besonders nachteilig ist die Kürzung für 
jene Versicherten, die eher gezwungen als freiwillig in 
die Selbständigkeit gingen, als „Ein-Personen-
Unternehmen“ (EPU). Von den rund 500.000 
Mitgliedern der Wirtschaftskammer sind bereits fast 
300.000 EPUs. Ein Drittel von ihnen verdient laut einer 
Studie im Auftrag des Sozialministeriums so wenig, 
dass sie keine Einkommenssteuer zahlen, also netto 
unter 11.000 Euro im Jahr. Dazu zählt auch die große 
Gruppe der zirka 60.000 24-Stunden-Betreuer_innen, 
die als „Selbständige Personenbetreuer“ geführt 
werden. 

Von Anfang an … 
2007 wurden 24-Stunden-Betreuer_innen statt zu 
Angestellten, zu Selbständigen gemacht; zwar mit 
Unfall-, Kranken- und Pensionsversicherung, aber ohne 
Geld im Krankheitsfall. Mit Krankengeld ab dem 4. Tag 
lockte man sie in eine selbst zu zahlende 
Zusatzversicherung. Ab 2013 wurden die Beiträge für 
die Zusatzversicherung erhöht, aber ein Mindestsatz für 
das Krankengeld von 29,23 Euro pro Tag festgelegt. 
Anfang 2017 wurde die Leistung einseitig auf 8,41 Euro 
pro Tag gekürzt. Die einbezahlten Beiträge aber waren 
im Hinblick auf die noch alte, bessere Zusage geleistet 
worden. Das verletzt den Vertrauensgrundsatz und ist 
klagswürdig. Seit 2013 zahlt die SVA aus der 
Pflichtversicherung Krankengeld ab dem 43.(!) Tag. Auf 
Druck der Öffentlichkeit bietet nach Kürzung der 
Zusatzversicherung die SVA nun als „Kulanzlösung“ an, 
Unterstützungsleistung ab dem 43. Tag rückwirkend 
auszahlen zu wollen. Wovon die Versicherten mit 
geringem Einkommen bei langanhaltender Krannkheit 
bis zum 42. Tag leben sollen, steht allerdings in den 
Sternen. 

 

Hier bitte wieder Koupon: bitte ausbessern 
auf  
131/2017 
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Wer ist das 
Österreichische 

Solidaritätskomitee?

1981 haben 10.000 Menschen aus der ganzen 
Region Judenburg in der Steiermark für die Er-
haltung des Stahlstandortes demonstriert und 
so ihren Willen durchgesetzt. Zur Unterstützung 
der kämpfenden Arbeiter hat sich damals das 
"Österreichische Solidaritätskomitee" gegrün-
det, weil der Widerstand gegen die Zusperrer 
und Sanierer im Interesse aller arbeitenden 
Menschen liegt und die Betroffenen nicht al-
leingelassen werden dürfen.
Wir sind ein Forum von Kolleginnen und Kolle-
gen, die wieder mehr sozialistische Grundsät-
ze und Denkweise in ihrer gewerkschaftlichen 
Arbeit für die Rechte der arbeitenden Men-
schen als ihre Richtschnur sehen.
Das "Österreichische Solidaritätskomitee" er-
hält sich ausschließlich von Mitgliedsbeiträgen 
und von den Spenden seiner Aktivisten, Abon-
nenten und Unterstützer.

Einsenden an:
Österreichisches Solidaritätskomitee, Stiftgasse 8, 

1070 Wien, oesolkom@gmx.at

Ich möchte die ÖSK-Informationen 
"Solidarität - unsere Chance" beziehen:

	 Ich will eine Probenummer testen.

	 Ich bin an weiterem Infomaterial interessiert.

	 Ich bin an Treffen interessiert.

Name:

Adresse:

Telefon:

e-mail:
131/17

Impressum:
Medieninhaber, Herausgeber, Druck und Redaktion:
Österreichisches Solidaritätskomitee - Verein zur
Unterstützung der arbeitenden Menschen“
Stiftgasse 8, 1070 Wien, ZVR 188951949

Offenlegung nach § 25 Mediengesetz:
Medieninhaber (Verleger) der periodischen Druckschrift
„Solidarität unsere Chance“ ist zu 100 % das „Öster-
reichisches Solidaritätskomitee – Verein zur Unterstüt-
zung der arbeitenden Menschen“, Stiftgasse 8, 1070 
Wien.
Vorstand: W. Leisch, P. Düringer, H. Schmitz.
Die grundlegende Linie der periodischen Druckschrift
ist die des obgenannten Vereins.



… unhaltbare Zustände 
 

Der Staat, zu 80 Prozent finanziert aus unseren 
Sozialversicherungsbeiträgen, Lohn-, Einkommens- und Massensteuern, 
entledigt sich seiner sozialen Aufgabe. Er verwendet das Geld stattdessen 
zur Wirtschaftsförderung oder zur Risikoabdeckung für 
Spekulationsgeschäfte wie die Hypo-Alpe-Adria/Heta, Volksbank oder 
Kommunalkredit. Private Unternehmen im Pflegebereich übernehmen nur 
reiche „Kundschaft“. Arme „Kundschaft“ wird fast umsonst von den 
Angehörigen gepflegt, erhält nur einen Bruchteil der Aufwendungen 
(Stichwort Pflegegeld) aus dem Budget, das wir alle finanzieren. Österreich 
ist weit davon entfernt anzuerkennen, dass fachliche, finanzielle und soziale 
Rahmenbedingungen für menschenwürdiges Altern und dementsprechende 
Pflege ein wichtiges gesellschaftliches und damit staatliches Anliegen sind. 
Die SVA-Kürzungen sind dahingehend ein Sittenbild. 

Härtefälle und Selbstbehalte 
 

Wenn SVA-Chef Christoph Leitl zu den Kürzungen meint, dass er 
Härtefälle „unbürokratisch lösen“ will, ist das zynisch. Genauso 
„unbürokratisch“ legalisierte die Regierung 2007 niedrigst bezahlte 
Schwarzarbeit, indem das Gewerbe der „Selbständigen Personenbetreuer“ 
geschaffen wurde: Agenturen „beschäftigen“ seitdem „UnternehmerInnen“ 
für die Betreuung. Die Betreuten müssen einen Vertrag mit der Agentur 
abschließen. Die „Selbständigen Personenbetreuer“ wiederum schließen 
Verträge mit den Betreuten und mit der Agentur ab. Das ist letztlich nichts 
Anderes als staatlich befördertes Lohndumping mit Hilfe gesetzlich 
gezimmerter Scheinselbständigkeit auf Gewerbeschein: Agenturen, 
Wirtschaftskammer und SVA profitieren. Kaum jemand redet von den 
schlechten Arbeitsbedingungen in diesem Bereich, in dem vor allem 
migrantische Frauen arbeiten. Das ist nicht nur rassistisch und 
frauenfeindlich, sondern macht auch krank. 
Gerne präsentiert sich die SVA als „Gesundheitsversicherung“: Wer 
„individuelle Gesundheitsziele“ vereinbart, erspart sich die Hälfte des 20-
prozentigen Selbstbehalts. 8.000 SVA-Versicherte beteiligen sich bisher. 
Der Effekt: Privaten SVA-HotelpartnerInnen verschafft der „Gesundheits-
100er“ aus SVA-Versichertengeldern ein zusätzliches Geschäft. Statt in die 
Gesundheitsvorsorge für alle fließen Versichertengelder in die von Privaten 
angebotene „Prävention“. 
 

Jobmotor „Flexibilisierung“? 
 

Bundeskanzler Christian Kerns Plan A und das neue Regierungsabkommen 
versprechen eine Entlastung von Mikrounternehmen z.B. bei der 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Das bringt aber eine Lösung der 
problematischen Einkommens- und Lebenslagen der Betroffenen 24-
Stunden-Pfleger_innen oder aller anderen wirklich nur aus einer Person 
bestehenden EPU‘s. Zudem besteht die Absicht und somit die Gefahr, im 
Zuge der geplanten (Arbeitszeit-)Flexibilisierung den (noch) angestellten 
Beschäftigten weitere Lohn- und Gehaltseinbußen zuzumuten, weil die 
Überstundenzuschläge mehr oder weniger wegfallen sollen. Dass bei dieser 
„Arbeiten-auf-Abruf-Flexibilisierung“ Arbeitsplätze erhalten oder gar 
hinzukommen werden, ist stark zu bezweifeln. Eher ist das Gegenteil zu 
erwarten: Warum soll ein Unternehmen zusätzliches Personal einstellen, 
wenn das angestammte bei Auftragsspitzen nun ohnehin länger zur 
Verfügung stehen kann? Infolgedessen werden noch mehr Menschen ihr 
„Glück“ als EPU versuchen (müssen). 
 

(Dieser Beitrag erschien auch bei http://mosaik-blog.at/ - mosaik – politik 
neu zusammensetzen) 

 

 

Liebe Kolleginnen  
und Kollegen! 

 

Wir danken für die Zusendungen. 
Bestellungen und Einzahlungen, 

die wir im Sinne unserer 
gemeinsamen Arbeit auch 

weiterhin benötigen. 
 
 

Mit kollegialen Grüßen 
Das ÖSK-Team 

 
 

 
 

 

ACHTUNG! 
 

NEUES  
 

Spenden-
Konto: 

 
Einzahlungen 

mit beiliegendem Zahlschein  
oder per Überweisung 

 
 

EmpfängerIn: ÖSK 
 
 

Verwendungszweck: Spende 
 
 

 
IBAN: 

AT85 6000 0101 1022 7626 
 
 
 

BIC:  
BAWAATWW 

 
 

 

 
 

 

Broschüren-Bestellung unter: 
 

oesolkom@gmx.at 
Einzelpreis: 4,80 € exkl. Porto. 

Ab 10 Stück: 3,- €/Stk. exkl. Porto 
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